
  

  
  
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         29.11.2018 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 11.10.2018: 

 
zu 4.1 Haushaltssatzung, Haushaltsplanung für das Haushaltsjahr 2019 

sowie den Beteiligungsbericht 2017 
Vorlage: VI/2018/04385 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Stadtrat beschließt die Haushaltssatzung 2019 mit dem Haushaltsplan 2019. 
 

2. Der Stadtrat nimmt den Beteiligungsbericht 2017 zu Kenntnis. 
 
 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Jenny Falke 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         29.11.2018 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 11.10.2018: 

 
zu 4.2 Sozial- und Jugendhilfeplanung nach FamBeFöG LSA 

Vorlage: VI/2018/04212 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   einstimmig zugestimmt 
 
 

 

Beschlussempfehlung: 
 
 

1. Der Stadtrat stimmt der Sozial- und Jugendhilfeplanung nach dem „Gesetz zur 
Förderung sozialer Beratungsstellen des Landes Sachsen-Anhalt (FamBeFöG LSA)“ 
zu.  

 
2. Unter dem Vorbehalt des Beschlusses des Haushaltsplanes 2019 wird dem 

Vorschlag der Verwaltung zum Planansatz 2019 
a) für die Suchtberatungsstellen und 
b) für die Erziehungsberatungsstellen  

zugestimmt. 
 
 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Jenny Falke 
stellv. Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         29.11.2018 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschusses vom 11.10.2018: 

 
zu 5.1 Antrag der SPD-Fraktion zur Anpassung der Übernahme von 

Personalkosten für den Stadtseniorenvertretung Stadt Halle e.V. 
Vorlage: VI/2018/04148 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:   vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Kostenübernahme für die Finanzierung der 
Geschäftsstelle des Stadtseniorenvertretung e.V. dahingehend anzupassen, dass die 
Beschäftigung einer Vollzeitstelle (40 h/Woche) mindestens zu Konditionen des 
Mindestlohns erfolgen kann. Die Finanzierung bei Erhöhungen des Mindestlohnniveaus ist 
entsprechend anzupassen. 
 

 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Jenny Falke 
stellv. Protokollführerin 
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